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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Wirtschaftsordnung

Im September 2021 hiess der Nationalrat als Erstrat mit 95 zu 86 Stimmen bei 3
Enthaltungen eine Motion der FDP-Fraktion zur Klarung der Verantwortlichkeiten in
der Fiihrung bundesnaher Betriebe gut. Die Fraktion verlangte, dass der Bundesrat
erstens das Vorgehen bei der Wahl des Verwaltungsrats festlegt, zweitens
verschiedenste Zustadndigkeiten bei Aufgaben wie jene fur die Definition der
Unternehmensziele und der Eignerstrategie beschliesst und drittens rechtliche
Grundlagen zum Umgang mit Interessenskonflikten definiert. Die Fraktion berief sich
bei der Forderung auf Empfehlungen der OECD aus dem Jahr 2015 betreffend die
sogenannte Good-Governance staatsnaher Betriebe, welche der Bundesrat mit der
Gesetzesanpassung weitestgehend umsetzen soll. Wie Peter Schilliger (fdp, LU) im Rat
ausfuhrte, nehme der Bund bei der Fihrung bundesnaher Betriebe mehrfache Rollen
als Eigner, Auftraggeber, Regulator und gegentber der Bevdlkerung als Treuhénder
wahr, weshalb Interessenskonflikte auftraten, die ein transparentes Management
verlangten. Als Beispiel flgte die FDP-Fraktion die Wahl von Ex-SP-Prasident und Ex-
Sténderat Christian Levrat (sp, FR) zum Verwaltungsratsprasident der Post AG durch SP-
Bundesratin Simonetta Sommaruga im Frihjahr 2021 an, wo ein Interessenskonflikt im
Raum gestanden habe.

Finanzminister Ueli Maurer vertrat im Rat die Meinung des Bundesrates, wonach kein
zusatzliches, spezielles Gesetz nétig sei, da die Vielfalt bei den bundesnahen Betrieben
gross sei. Folglich sei es zielfihrender, die Oberaufsichtsfunktion des Parlaments in
den zustandigen Subkommissionen der GPK spezifisch zu verbessern. Maurer verwies
zudem auf den von Expertinnen und Experten erstellten Corporate Governance Bericht
von 2019 sowie auf den Bericht zum Postulat Abate (fdp, TI), welcher dem Bund in der
Oberaufsicht gute Noten erteilt hatte und in dem keine grésseren Massnahmen als
erforderlich erachtet worden waren. Betreffend den Vorwurf des Interessenskonflikts
im Fall Levrat erklarte Maurer, dass der hochste Posten bei der Post AG viel politisches
Fingerspitzengefuhl verlange, weshalb der SP-Magistrat als gut geeignet erachtet
worden sei. Wahrend die geschlossen stimmenden Fraktionen der SP und der Griinen
zusammen mit einer Mehrheit der Mitte-Fraktion dem Bundesrat folgten, setzten sich
die Fraktionen der FDP, der GLP und der SVP knapp durch und sorgten fir Annahme
der Motion. '

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Energiepolitik

Au début de l'année 2022, la presse a relayé que la société Alpiq, propriétaire de
nombreux barrages alpins et en excellente financiére, a récemment frélé la mise en
faillite a cause d'un mécanisme de sureté financiére qui régit les bourses de
|'électricité et les contrats de gré a gré sur le marché de I'électricité. Dans les faits, la
tension sur le marché du gaz et les pannes a répétition des centrales nucléaires
francaises ont imposé une trés forte volatilité sur le marché de I'électricité en Europe.
Etant donné que les fournisseurs d'électricité doivent fournir des garanties contre le
risque de défaillance, une forte hausse des prix de |'électricité a forcé les fournisseurs
a présenter des garanties financieres extrémement élevées. Dans le cas d'Alpiqg, ces
garanties financiéres se sont élevées, d'un jour a l'autre, entre CHF 500 millions et CHF
1.5 milliards en cash. Incapable de fournir cet argent ou de I'obtenir en prét a court-
terme via une banque, Alpig a donc été forcée d'anticiper une demande d'aide
financiere auprés de la Confédération. La conseillere fédérale Simonetta Sommaruga,
|'Office fédérale de I'énergie (OFEN) et le régulateur du marché de I'électricité (EICom)
ont ainsi été contactés en urgence durant la période de Noél. Au final, si une aide
financiere n'a finalement pas du étre contractée par la Confédération, le Département
fédéral de I'environnement des transports, de I'énergie et de la communication (DETEC)
s'est saisi du dossier. Il évaluera, dans les prochains mois, s'il est nécessaire de légiférer
afin d'éviter la répétition d'une telle situation. En effet, un scénario identique dans le
futur ne peut pas étre écarté, en particulier durant les mois d'hiver. ?
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NIKLAUS BIERI

Verkehr und Kommunikation
Verkehr und Kommunikation

Jahresriickblick 2019: Verkehr und Kommunikation

Ein zentraler Punkt der Verkehrspolitik war 2019 der Ausbau der Verkehrsinfrastruktur:
Das Parlament hatte Uber die nachsten Ausbauschritte der strategischen
Entwicklungsprogramme (STEP) «Nationalstrassen» und «Eisenbahninfrastruktur»
sowie Uber die Verpflichtungskredite des Programms Agglomerationsverkehr zu
befinden. Dabei ging es bei jedem Geschaft Uber die Vorlagen des Bundesrates hinaus,
nahm zusatzliche Projekte in die Ausbauschritte auf und erhdéhte die
Verpflichtungskredite. Dem Ausbauschritt 2019 STEP Nationalstrassen fligte das
Parlament zwei Projekte hinzu - die Umfahrungen Nafels und La Chaux-de-Fonds - und
erhohte den Verpflichtungskredit fir den Ausbauschritt um eine Milliarde auf CHF 5.651
Mrd. Zuséatzliche Viertel- und Halbstundentakte, mehr Zuverlassigkeit und Plnktlichkeit:
Den Ausbau des Schienennetzes wollte der Bundesrat mit Investitionen von CHF 11.9
Mrd. vorantreiben. Doch auch beim Strategischen Entwicklungsprogramm
Eisenbahninfrastruktur (Ausbauschritt 2035) nahmen beide Kammern weitere Projekte
auf: Die kleine Kammer ergénzte den Ausbauschritt im Marz auf Antrag ihrer
Verkehrskommission um die Projektierungen des Durchgangsbahnhofes Luzern und der
trinationalen S-Bahn Basel sowie um den Neubau der Strecke Neuenburg - La-Chaux-
de-Fonds anstelle der vom Bundesrat vorgeschlagenen Modernisierung der
bestehenden Strecke. Der Standerat erhdhte den Investitionsbetrag einstimmig um CHF
919 Mio. auf CHF 12.8 Mia. Im Juni ging der Nationalrat sogar noch weiter und nahm mit
den Bahnhofen Winterthur-Griize und Thun Nord zwei weitere Projekte in das Geschéft
auf. Einstimmig erhohte die grosse Kammer den Kreditbetrag um CHF 69 Mio. auf
insgesamt CHF 12.89 Mrd. Obschon Bundesratin Sommaruga erklarte, die vom
Nationalrat zuletzt hinzugefligten Bahnhofsprojekte seien verfriht, stimmte der
Standerat der grossen Kammer einstimmig zu. Schliesslich zeigte sich das Parlament
auch bei den Verpflichtungskrediten ab 2019 des Programms Agglomerationsverkehr
spendabel: Der Bundesrat hatte CHF 1.35 Mrd. fur die Mitfinanzierung von Projekten
der dritten Generation im Programm Agglomerationsverkehr beantragt. Der Nationalrat,
der im Marz Uber die Vorlage beriet, nahm wie von seiner Verkehrskommission
gefordert vier zusatzliche Projekte auf: Die Projekte Aargau-Ost, Delémont und
Luganese sowie die Umfahrung Oberburg (BE). Weil die grosse Kammer auch fur die
Programme in Grand Genéve und Bulle den Beitragssatz des Bundes erhdhte, wuchs der
Bundesbeitrag fur den Agglomerationsverkehr um CHF 145 Mio. auf Total CHF 1.49 Mrd.
Im Juni kippte der Stédnderat die Umfahrung Oberburg (BE) wieder aus der Vorlage;
danach ging das Geschaft wegen dieser Differenz zwischen den Raten hin und her, bis
im September in der Einigungskonferenz ein Kompromiss gefunden wurde, dem beide
Kammern einstimmig zustimmten: Die Umfahrung Oberburg wird folglich als integraler
Bestandteil dem Projekt Burgdorf zugeschrieben und mit nicht ausgeschoépften Mitteln
aus den Programmen 2019, 2014 und 2010 finanziert.

Die Zeitungsanalyse von Année Politique Suisse zeigt, dass die Berichterstattung der
Tagespresse zur Verkehrspolitik im August besonders umfassend war. Dies lag zu einem
guten Teil an der sogenannten SBB-Krise: Anfang August kam es zu einem tddlichen
Arbeitsunfall eines Zugbegleiters der SBB. In der Folge kam aus, dass die Turschliess-,
Einklemmschutz- und Kontrollmechanismen an den Einheitswagen IV oft nicht korrekt
funktionierten. Das Bundesamt fur Verkehr verpflichtete die SBB, diese Mechanismen
zu Uberholen. Zu den Sicherheitsrisiken bei den Turschliesssystemen kam eine Haufung
der Betriebsstérungen: Verspatungen, Stellwerkstdérungen, Zugausfdlle wegen
Baustellen. In den Kommentarspalten der Tageszeitungen war zu lesen, die SBB habe
sich vom einstigen Aushéngeschild der Schweiz in Sachen Zuverléassigkeit zu einem
Lotterbetrieb gewandelt, das Vertrauen der Bevdlkerung in die Bundesbahnen habe
Schaden genommen. Der 6ffentliche Druck wurde so gross, dass die Fihrung der SBB
von der Verkehrskommission zu einem Hearing eingeladen wurde. SBB-CEO Andreas
Meyer stand der KVF-SR Rede und Antwort und verteidigte dabei die SBB und die Arbeit
der SBB-Fihrung. Rund zwei Wochen nach dem Hearing verkindete Meyer seinen
Rucktritt im Jahr 2020. Dieser Schritt sei schon langer geplant gewesen und habe mit
den Schwierigkeiten im Betrieb nichts zu tun. Ende September gaben die SBB bekannt,
dass die Einsteigeroutine des Personals geandert worden sei und die Schliesssysteme
samtlicher Einheitswagen IV bis 2024 Uberholt wirden.

Beim Strassenverkehr sorgten vor allem Anliegen zur Verkehrssicherheit und zur
Elektromobilitat fir Gesprachsstoff im Parlament. Ein politischer Dauerbrenner bei der
Verkehrssicherheit blieben die Strafbestimmungen der Via sicura: Auch 2019 wurden
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einige Anderungen der Strafbestimmungen beraten, so die parlamentarische Initiative
Grin (svp, VD; Pa.lv. 18.431) fur verhéltnisméssige Sanktionen, die Motion Graf-Litscher
(sp, TG; Mo. 17.3520) gegen die doppelte Strafe fur Berufsfahrer und Berufsfahrerinnen
sowie die Motion Giezendanner (svp, AG; Mo. 17.3590) fir einen differenzierten
Flhrerausweisentzug. Zwar hatte die KVF-SR im April der parlamentarischen Initiative
Grin keine Folge gegeben, doch der Nationalrat stimmte allen Geschaften zu und sprach
sich damit fir mildere Regelungen beim Flhrerausweisentzug aus.

Mit dem wachsenden Anteil elektrisch betriebener Fahrzeuge im Strassenverkehr wurde
die Elektromobilitat vermehrt ein Thema im Parlament. Dabei ging es etwa um griine
Zonen fur Elektrofahrzeuge (Mo. 17.4040), um Auswirkungen von Fahrassistenzsystemen
auf die Verkehrssicherheit (Po. 17.4041), um die Mdglichkeiten der «Mobilitat 4.0» (Po.
17.4043) oder um die Finanzierungsliicke bei der Strassenverkehrsinfrastruktur durch
die Ausfalle bei der Mineraldlsteuer infolge der Zunahme von Fahrzeugen mit
alternativen Antrieben (Mo. 19.3741). Vorwérts ging es mit der digitalen Vignette: Im Marz
nahm der Nationalrat die Motion Candinas (cvp, GR; Mo. 18.3701) knapp an, der
Standerat folgte im September - obschon der Bundesrat in der Zwischenzeit eine
Vorlage betreffend einer freiwilligen digitalen Vignette ans Parlament verabschiedet
hatte.

Im Nachgang des Postauto-Skandals stand das Controlling des Bundesamtes fur
Verkehr mehrfach in der Kritik. Im Méarz kam aus, dass das Bahnunternehmen BLS Uber
Jahre insgesamt rund CHF 45 Mio. zu viel an Abgeltungen erhalten hatte. Zwar lagen im
Gegensatz zum Postauto-Skandal keine betrlgerischen Machenschaften vor, sondern
nur ein unzureichend angepasstes Zinsglattungsmodell, allerdings zeigte sich eine
Parallele zum Postauto-Skandal: Im Bundesamt fur Verkehr blieben Hinweise auf die
Differenzen zu lange folgenlos. Nach einem Audit beim BAV durch das UVEK wurden im
Mai funf Massnahmen zur Verstéarkung der Aufsicht bei Transportunternehmen
vorgelegt. Im Rahmen der verstarkten Aufsicht wurden im Bundesamt fur Verkehr fir
Controlling und Revision acht zusatzliche Stellen geschaffen. Mit ihrer Motion «Teurere
Kontrollen durch das BAV sollen die Verursacher bezahlen» verlangte Nadja Pieren (svp,
BE; Mo. 19.3502), dass der Bund die Mehrkosten dieser Stellen auf die Verursacher
abwaélze. Im September lehnte der Nationalrat die Motion Pieren jedoch diskussionslos
ab.

Nachdem die Postgesetzgebung in den Réaten schon in den Vorjahren ein grosses
Thema gewesen war, fuhrten insbesondere der Service public der Post und die
Schliessung von Poststellen auch 2019 zu einigen Debatten. In den Vorjahren waren
viele Vorstdsse angenommen worden, 2019 zeigten sich die Rate aber zurtickhaltender:
Den Standesinitiativen von Genf (Kt.lv. 18.312), Basel-Stadt (Kt.lv. 18.314), Solothurn
(Kt.lv. 18.315) sowie Tessin (Kt.lv. 16.320) und Wallis (Kt.lv. 17.302) wurde keine Folge
gegeben, weil 2018 die Standesinitiative Jura (Kt.lv. 17.314) Zustimmung gefunden hatte
und die Kommissionen bei der Umsetzung dieser Initiative alle Anliegen zur
Postgesetzgebung Uberprifen und einbeziehen wollten. Die KVF-SR klndigte an, die
Umsetzung der Standesinitiative Jura nach einer Gesamtschau zur Post im Frihjahr
2020 an die Hand zu nehmen.

Der Sténderat lehnte weitere Vorstdsse zur Post ab (Motion Berberat, sp, NE, Mo.
19.3749; Postulat Béglé, cvp, VD, Po. 17.3615; Motion Feller, fdp, VD, Mo. 17.3053), der
Nationalrat nahm jedoch weitere Anliegen entgegen: Ein Postulat der KVF-NR zur
«langerfristigen Weiterentwicklung des Zugangs zu Dienstleistungen der postalischen
Grundversorgung» (Po. 19.3532) wurde im Nationalrat angenommen, weil die damit vom
Bundesrat und der Post verlangte Planung auch Uber die Umsetzung der
Standesinitiative Jura Auskunft geben kénnte. Auch die Motionen Muller-Altermatt (cvp,
SO; Mo. 17.3938) fur eine «mittel- und langfristige Planung bei Poststellen und
Postagenturen» und Grin (svp, VD; Mo. 17.3888) zur «Schliessung von Poststellen an
zentralen Orten» fanden in der grossen Kammer Zustimmung.

Im Mérz schloss das Parlament die 2018 begonnene Revision des Fernmeldegesetzes
ab. In vier Sitzungen wurden die verbliebenen Differenzen zur Netzneutralitat, zur
Meldepflicht der Provider bei verbotenen pornographischen Inhalten, zur Befreiung der
Blaulichtorganisationen ~ von  den  Verwaltungsgeblhren  der  verwendeten
Funkfrequenzen, zur Finanzierung von Anschlissen in Gebduden und zu weiteren,
technischen Detailfragen beigelegt. Ende Mérz nahmen beide Kammern die Revision an.

Der Ausbau des Mobilfunk-Netzes auf 5G wurde von Teilen der Bevdlkerung sehr
kritisch aufgenommen. Ausdruck fand diese kritische Haltung in zwei Volksinitiativen,
die im Oktober von Privatpersonen lanciert wurden. Wahrend die eine Initiative die
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MOTION
DATUM: 09.03.2021
BERNADETTE FLUCKIGER

MOTION
DATUM: 30.09.2021
BERNADETTE FLUCKIGER

Strahlungsbelastung reduzieren will, verlangt die andere, dass Mobilfunkbetreiber fur
Strahlungsschéden haften. Die Sammelfrist lduft bis zum 22. April 2021.

Die politische Steuerung und die Oberaufsicht iliber Unternehmen mit einem
Grundversorgungsauftrag standen im Mittelpunkt einer von der KVF-SR im November
2020 eingereichten Motion. Die Kommission forderte den Bundesrat dazu auf, ein
eigenes Gesetz fur die Betriebe des Service Public - namentlich fur SBB, Swisscom,
Schweizerische Post, Skyguide und das 6ffentliche Radio und Fernsehen - zu schaffen.
Mit den geltenden separaten Gesetzgebungen fir die einzelnen Unternehmen seien
einige gewichtige Fragen, beispielsweise betreffend des Zielkonflikts zwischen
Gewinnstreben und Gemeinwohl, noch ungenlgend geregelt.

Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Er war der Ansicht, dass dem
Anliegen im Rahmen der geltenden Regelungen bereits entsprochen werde und das
Parlament Uber geeignete Moglichkeiten verflige, sich einzubringen. Er sehe daher
keinen Mehrwert in einem neuen Gesetz.

Die kleine Kammer beugte sich in der Frihjahrssession 2021 Gber die Motion. Die das
Wort ergreifenden Kantonsvertreterinnen und -vertreter Stefan Engler (mitte, GR), Eva
Herzog (sp, BS) sowie Daniel Fassler (mitte, Al) sprachen sich dabei allesamt fir die
Annahme der Motion aus. Zu klaren seien insbesondere Fragen rund um
«Staatsleistungen und Markt, von Liberalisierung, von Privatisierung und Subventionen»
(Engler). Ebenso mussten Gewinnverbote, Dividendenvorgaben und
Lohnbeschrankungen diskutiert werden. Nicht zu vernachléassigen seien auch Fragen
rund um die Aufsicht Uber die Betriebe und die Rolle des Parlaments, welches die
Oberaufsicht Uber die Bundesverwaltung und den Bundesrat austbe. Es wurde zudem
darauf hingewiesen, dass es nicht sinnvoll sei, diese Bereiche jeweils nur anhand von
Einzelereignissen — genannt wurde insbesondere die Postauto-Afféare - zu diskutieren.
Es gehe vielmehr darum, eine Ubersicht zu schaffen und wichtige Grundsatze
festzulegen. Daher sei eine Mantelgesetzgebung notwendig, welche die
Spezialgesetzgebungen flur die einzelnen Konzerne ergénzt. Verkehrs- und
Kommunikationsministerin Sommaruga zeigte in ihrem Votum Verstandnis far das
Anliegen der Motion. Sie wies aber darauf hin, dass es sehr schwierig werde, eine solche
Mantelgesetzgebung zu erstellen, da die verschiedenen betroffenen Betriebe des
Service public sehr unterschiedlich ausgerichtet seien. In der anschliessenden
Abstimmung votierte eine deutliche Mehrheit des Standerats fir die Annahme der
Motion (34 zu 8 Stimmen). *

Der Nationalrat befasste sich in der Herbstsession 2021 mit einer Motion der KVF-SR,
welche ein Gesetz Uber die politische Steuerung und Oberaufsicht von Unternehmen
im Bereich des Service public forderte. KVF-NR-Sprecher Bregy (mitte, VS) betonte flr
die Kommissionsmehrheit, dass die Politik im Service Public die strategische Richtung
vorgeben und kontrollieren mdisse. Dazu brauche es ein Gesetz, «das die
Grundversorgung sauber regelt». Eine Kommissionsminderheit um Kurt Fluri (fdp, SO)
hingegen wolle mehr Freiheit flr die Betriebe des Service public und kritisiere daher
den strikten Rahmen, den dieses Gesetz vorgeben wiirde, schloss Bregy.

Bundesratin Simonetta Sommaruga zeigte zwar Verstéandnis fur die Forderung des
Parlaments nach mehr Mitsprache in diesem Bereich, empfahl den Vorstoss aber aus
verschiedenen Grinden zur Ablehnung. So bezweifelte sie etwa, dass ein einziger so
genannter Mantelerlass den verschiedenen Strukturen und Ausrichtungen der
Unternehmen des Service public gerecht werden kénne; auch werde es gewisse
Abgrenzungsprobleme zwischen dem Mantelerlass und den geltenden Spezialgesetzen
geben. Ausserdem seien die Verantwortlichkeiten in der Aufsicht bereits heute gut
geregelt. Diese Worte vermochten die Mehrheit des Rates jedoch nicht zu Uberzeugen,
der Nationalrat nahm die Motion mit 103 zu 77 Stimmen an. Die ablehnenden Stimmen
stammten von den geschlossen stimmenden SVP- und FDP.Liberale-Fraktionen. °
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MOTION
DATUM: 16.03.2021
BERNADETTE FLUCKIGER

POSTULAT
DATUM: 11.03.2020
NIKLAUS BIERI

POSTULAT
DATUM: 11.03.2020
NIKLAUS BIERI

Eisenbahn

Eine im Februar 2021 eingereichte Motion der FK-SR verlangte, dass der Bundesrat die
Verschuldungsobergrenze der SBB vorlUbergehend anhebt, damit es bei den bereits
fortgeschrittenen Immobilienprojekten der SBB zu keinem Marschhalt komme. Die
Kommission beflirchtete, dass dem Bund bei einem Stopp wichtige Ertragseinbussen
drohen wirden und auch die Sanierung der SBB-Pensionskasse negativ tangiert wurde.
Dieser Motion vorausgegangen war ein Entscheid der SBB, circa 40 ihrer
Immobilienprojekte aufgrund der angespannten finanziellen Situation vortbergehend
zu stoppen.

Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Er erlduterte, dass die
strategischen Ziele fur die SBB dem Parlament respektive der zustandigen Kommission
jeweils vorgelegt wirden. Mit der Konsultation Uber die strategischen Ziele 2019-2022
sei das Parlament folglich Uber die aktuell geltende Begrenzung der verzinslichen
Nettoverschuldung informiert worden. Die Sistierung der Investitionen in einige
Immobilienprojekte seien Teil von Sparmassnahmen gewesen, welche die SBB als
Reaktion auf die Verschlechterung ihrer finanziellen Lage aufgrund der Covid-19-Krise
vorgenommen habe. Ende Februar 2021 habe die SBB jedoch bereits kommuniziert,
dass diese sistierten Projekte dank einer Anderung der Finanzierungsmodalitaten bei
Beschaffungen nun doch teilweise realisiert werden kdnnten. Die temporare Anhebung
ihrer Verschuldungsobergrenze sei somit nicht notig, meinte der Bundesrat, da
voriibergehende Uberschreitungen bereits moglich seien. Eine dauerhafte Anpassung
der Verschuldungsobergrenze werde er Uberdies in den nachsten Jahren prifen.

In der stédnderéatlichen Debatte in der Fruhjahrssession 2021 meldeten sich mehrere
gegenuber der Motion positiv eingestellte Parlamentarierinnen und Parlamentarier zu
Wort. So argumentierte beispielsweise Olivier Francais (fdp, VD), dass das Problem der
Verschuldung bei der SBB und weiteren Eisenbahnunternehmen akut sei und dass der
Bundesrat mit der Annahme der Motion gezwungen wirde, dem Parlament Vorschlage
zu unterbreiten, wie mit diesem Problem umgegangen werden solle. Eva Herzog (sp, BS)
flgte an, dass es wichtig sei, in der coronabedingten Krise antizyklisch zu handeln.
Stefan Engler und Andrea Gmur-Schénenberger wiesen Uberdies darauf hin, wie wichtig
diese SBB-Immobilienprojekte auch flr verschiedene Gemeinden und Stadte seien,
zum Beispiel durch die Schaffung von Arbeitsplatzen oder durch Steuereinnahmen.
Verkehrsministerin Sommaruga ihrerseits bat um Ablehnung der Motion und warnte
davor, diese Obergrenze zukunftig zu weit zu erhdhen. Man kénne namlich nicht davon
ausgehen, dass es in der Immobilienwirtschaft immer nur gute Phasen geben werde.

Die Worte von Sommaruga vermochten den Stéanderat aber nicht zu Uberzeugen. Er
stimmte der Motion mit 30 zu 8 Stimmen bei 2 Enthaltungen deutlich zu. ¢

Agglomerationsverkehr, 6ffentlicher Verkehr

Sieben Geschéfte rund um den Postauto-Skandal behandelte der Stéanderat im Marz
2020 gemeinsam. Als Prasidentin der GPK-SR verdankte Maya Graf (gp, BL) die «sehr
aufwendige, sehr wertvolle, sehr grosse Arbeit», welche die GPK-SR und insbesondere
Anne Seydoux (cvp, JU) und Claude Héche (sp, JU) in der vergangenen Legislatur
geleistet hatten.

Die GPK-SR empfahl alle sieben Geschafte zur Annahme, der Bundesrat beantragte
jedoch die Ablehnung der Motion 19.4383 und der Postulate 19.4384 und 19.4386,
sowie die Annahme der Postulate 19.4387, 19.4388 und 19.4389. Dem Postulat
«Gesamtbilanz der Postauto-Affare» der GPK-SR stimmte Verkehrsministerin
Sommaruga im Namen des Bundesrates zu und bekraftigte ihre Absicht, dem Parlament
nach Abschluss des Fedpol-Verfahrens Bericht zu erstatten. Das Postulat war in der
kleinen Kammer unbestritten und wurde stillschweigend angenommen. ’

Im Rahmen der gemeinsamen Behandlung von sieben Geschéften zum Postauto-
Skandal folgte die kleine Kammer im Méarz 2020 dem Bundesrat und lehnte das Postulat
GPK-SR flr eine externe Untersuchung zur Aufsicht des Bundesamtes fiir Verkehr
(BAV) iiber Postauto zwischen 2007 und 2015 ab. Bundesratin Sommaruga erklarte im
Plenum, der Bundesrat lehne es ab, bereits eine weitere Untersuchung zu beschliessen,
bevor das Fedpol-Verfahren abgeschlossen sei. Danach werde der Bundesrat dem
Parlament im Rahmen des Postulats 19.4385 Bericht erstatten. Eine weitere
Untersuchung kénne dann immer noch beschlossen werden. Der Rat folgte diesem
Votum mit 26 zu 14 Stimmen (keine Enthaltungen). ®
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DATUM: 04.06.2019
NIKLAUS BIERI

STANDESINITIATIVE
DATUM: 01.07.2019
NIKLAUS BIERI
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NIKLAUS BIERI

MOTION
DATUM: 19.09.2019
NIKLAUS BIERI

Post und Telekommunikation

Die Debatte um die strategische Ausrichtung der Post misse weiter gefasst werden, als
nur bis zur Umgestaltung von Poststellen in Agenturen. Mit einem schon im Juni 2017
eingereichten Postulat wollte Nationalrat Béglé (cvp, VD) den Bundesrat beauftragen,
gemeinsam mit der Post deren strategische Ausrichtung zu prifen, wobei es um die
Digitalisierung ~ der  Dienstleistungen, neue  Geschéaftsfelder,  strategische
Partnerschaften, Joint Ventures und Ubernahmen gehen solle, damit die Post auch
langfristig erfolgreich existieren kénne.

Der Bundesrat verwies in seiner Antwort vom August 2017 auf bereits eingeleitete
Massnahmen und eingegangene Joint Ventures, sowie laufende Versuche in neuen
Geschéftsfeldern (beispielsweise E-Voting) und befand, es gebe keinen weiteren
Handlungsbedarf.

Als das Postulat im Juni 2019 im Nationalrat behandelt wurde, hielt Bundesratin
Sommaruga fest, der Bundesrat und die Post seien sich der Herausforderungen
bewusst und arbeiteten in diesem Sinne, weshalb es das Postulat nicht brauche. Mit 82
zu 105 Stimmen (4 Enthaltungen) wurde das Postulat in der grossen Kammer
abgelehnt. ’

Die KVF-SR hat sich an ihrer Sitzung vom 1. Juli 2019 mit verschiedenen
Standesinitiativen befasst, die beziiglich der Postgesetzgebung hangig sind. Nach einer
Aussprache mit der Departementsvorsteherin und der Post-Spitze entschied die
Kommission einstimmig, ihrem Rat zu beantragen, den Standesinitiativen von Genf
(Kt.lv. 18.312, «Flr den Erhalt der Arbeitsplatze und eine echte Grundversorgung durch
die Post»), Basel-Stadt (Kt.lv. 18.314, «Service public erhalten. Keine Schliessung von
Quartierpoststellen!») und Solothurn (Kt.lv. 18.315, «Postversorgung») keine Folge zu
geben. 2018 war der Standesinitiative Jura (Kt.lv. 17.314, «Verbesserung des
Poststellennetzes und Starkung der Rolle der Gemeindebehdrden bei der geografischen
Verteilung der Postdmter») Folge gegeben worden und die Kommission sah die Anliegen
der Ubrigen Standesinitiativen als weitgehend in der jurassischen enthalten. ™

Eine Sistierung der Schliessung von Poststellen bis zum Abschluss der Beratungen zur
Standesinitiative Jura verlangte Standerat Didier Berberat (sp, NE) mit einer Motion.
Der Standesinitiative Jura zur Verbesserung des Poststellennetzes war 2018 von beiden
Kammern Folge gegeben worden. Berberat forderte nun, es solle keine Poststelle
geschlossen werden durfen, solange die Standesinitiative noch nicht erledigt sei.
Claude Janiak (sp, BL) und Postministerin Sommaruga sprachen sich gegen die Motion
aus. Sie waren sich einig, dass ein Moratorium nicht sinnvoll sei, weil einerseits seit der
Annahme der Standesinitiative schon einiges geschehen sei - so mache die Post gemaéss
Janiak nichts, ohne sich mit Gemeinden und Kantonen abzusprechen - und
andererseits die generelle Formulierung des Moratoriums der Post und den «nétigen
Veranderungen» (Sommaruga) keinen Gefallen tue. Der Standerat folgte ihren Antrégen
und lehnte die Motion mit 19 zu 14 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) ab. "

Eine mittel- und langfristige Planung bei Poststellen und Postagenturen wiinschte sich
Nationalrat Mdller-Altermatt (cvp, SO), weshalb er 2017 eine Motion einreichte, die eine
entsprechende Anpassung der Postgesetzgebung verlangte. Der Motionéar sprang damit
auf einen fahrenden Zug auf: Er reichte seine Motion im Nationalrat drei Tage nach der
Annahme einer sehr ahnlich gelagerten Motion KVF-SR im Stadnderat ein. Mdller-
Altermatts Motion ging insofern Uber die Motion KVF-SR hinaus, als diese auch
Bedingungen fur die Umwandlung von Poststellen in Agenturen nannte und die
adaquate Ausbildung von Agenturmitarbeitenden forderte. Im Gegensatz zur erwahnten
Motion KVF-SR und weiteren Motionen und Standesinitiativen, blieb die Motion Muller-
Altermatt zwei Jahre unbehandelt und kam erst im Herbst 2019 in den Nationalrat.
Bundesratin Sommaruga wies darauf hin, dass in den vergangenen zwei Jahren einiges
unternommen worden sei bezlglich des Poststellennetzes und sie der Meinung sei,
dass es nun nicht noch eine weitere Motion brauche. Der Rat sah dies anders und nahm
die Motion mit 94 gegen 85 Stimmen (5 Enthaltungen) an. ™
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MOTION
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Am gleichen Tag wie sein Ratskollege Miller-Altermatt (cvp, SO; Mo. 17.3938) hatte auch
Nationalrat Grin (svp, VD) eine Motion betreffend die Post und das Poststellennetz
eingereicht. Der Motiondr nahm die Schliessung von Poststellen an zentralen Orten
zum Anlass, den Bundesrat aufzufordern, die Post zu verpflichten, mit von
Schliessungen betroffenen Gemeinden und «regionalen Vereinen» das Gesprach zu
suchen, Uber das verbleibende Poststellennetz zu informieren und dieses mit den
Gemeinden zu diskutieren. Wie die Motion Miller-Altermatt kam auch die Motion Grin
erst zwei Jahre nach der Einreichung auf die Traktandenliste und wurde im September
2019 vom Nationalrat behandelt.

Postministerin Sommaruga zahlte im Ratsplenum auf, was sich bezlglich dem
Poststellennetz seit der Einreichung der Motion getan hatte: Mit einer Anpassung der
Postverordnung waren einerseits die Erreichbarkeitsvorschriften verscharft worden,
was zu einem dichteren Netz von Poststellen und -agenturen flhrte, andererseits war
ein regelmassiger Planungsdialog eingefliihrt worden, welcher die Rolle der Kantone
starkte. Zudem wurde die Post verpflichtet, Gemeinden mindestens sechs Monate vor
einer Poststellenschliessung anzuhéren und eine einvernehmliche Lésung anzustreben.
Weiter erinnerte die Bundesratin an die angenommene Standesinitiative Jura und
daran, dass die zustdndige Kommission momentan eine entsprechende Vorlage
ausarbeite.

Trotz den erreichten Verbesserungen und den laufenden Arbeiten nahm der Rat die
Motion Grin im September 2019 mit 143 gegen 40 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) an. ®

Umweltschutz
Abfille

Die «Papierabfallberge», die durch unadressierte Werbesendungen entstehen, waren
Katja Christ (glp, BS) ein Dorn im Auge und im Mérz 2020 Anlass flr eine Motion. Christ
forderte, dass nur Personen, die dies explizit wlnschen, unadressierte Werbung
erhalten sollen. Ist dies nicht der Fall, soll keine unadressierte Werbung zugestellt
werden, mit Ausnahme von Sendungen, die die Zustellorganisationen mit den
Organisationen des Konsumentenschutzes vereinbart haben (beispielsweise Material
von politischen Parteien). Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Er war
der Ansicht, dass das heutige System, in welchem bei Bedarf «Stopp Werbung»-Kleber
an den Briefkésten angebracht werden kénnen, gut funktioniere. Der Nutzen eines
Systemwechsels sei fraglich, dieser sei Uberdies mit einem grossen Aufwand verbunden.
Zudem bezweifelte die Regierung, dass die wenigen Zustellenden, die heute den Willen
der Postempfangerinnen und -empfanger missachteten, ihr Verhalten aufgrund des
Systemwechsels andern wirden.

Der Vorstoss wurde in der Frihjahressession 2022 vom Nationalrat behandelt.
Nachdem Motionérin Christ noch einmal ihr Anliegen vorgestellt hatte, ergéanzte
Bundesratin Simonetta Sommaruga die bundesratliche Stellungnahme dahingehend,
dass diese Motion das Abgrenzungsproblem - was ist Werbung und was ist erwinschte
Information der Bevdlkerung - nicht 16sen kénne. Eine relativ knappe Mehrheit des
Nationalrates folgte indes der Argumentation von Nationalratin Christ und nahm die
Motion mit 96 zu 85 Stimmen bei 6 Enthaltungen an. Die ablehnenden Stimmen
stammten von den geschlossen stimmenden SVP- und FDP.Liberalen-Fraktionen sowie
von einigen Mitgliedern der Mitte-Fraktion. ™

Der Standerat diskutierte in der Wintersession 2022 die Motion von Katja Christ (glp,
BS) zum Thema unadressierte Werbung. KVF-SR-Sprecher Josef Dittli (fdp, UR) flihrte
aus, dass gemass Motion zuklnftig nur diejenigen Personen Werbesendungen erhalten
sollten, die dies explizit wunschen und dies auf ihrem Briefkasten vermerken.
Ausgenommen davon seien Sendungen, auf die sich Zustellorganisationen und
Konsumentenschutzorganisationen geeinigt haben (zum Beispiel Material zu Wahlen).
Eine Kommissionsminderheit um Lisa Mazzone (gp, GE) setzte sich fir Annahme der
Motion ein. Mazzone erachtete die Abfallberge, die durch nicht gewollte Werbung
entstehen, als stérend. Zudem sei es mancherorts schwierig, sich gegen diese Werbung
zu wehren, wenn die «Keine-Werbung-Kleber» von der Hauswartin oder dem Hauswart
wieder entfernt wirden. Die Kommissionsmehrheit beantragte hingegen, die Motion
abzulehnen. Sie vertrat die Ansicht, dass der geforderte Systemwechsel fur die
Bevdlkerung keinen Mehrwert bringe. Um unnétige Papierberge zu vermeiden, welche
durch unerwlnschte Werbung entstinden, sei es zielfUhrender, direkt bei den
werbenden Unternehmen zu intervenieren und diese dazu aufzufordern, sich an die
Winsche der Haushalte zu halten, wie Josef Dittli argumentierte. Nachdem sich
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Bundesratin Sommaruga dem Votum der Kommissionsmehrheit angeschlossen hatte,
lehnte die kleine Kammer die Motion mit 32 zu 12 Stimmen ab. ®

Bildung, Kultur und Medien

Medien
Medien

Das bereits im Vorjahr nach dem Scheitern des geplanten Mediengesetzes angektndigte
Massnahmenpaket zur Forderung der Medien konkretisierte sich mit der Botschaft des
Bundesrates Ende April 2020 mitten in der Corona-Pandemie. Die bundesrétliche
Vorlage besteht aus drei Pfeilern, die allesamt rasch umsetzbare Massnahmen zur
Férderung der Medien enthalten, deren wirtschaftliche Situation sich zunehmend
verschlechterte. Erstens soll mittels Anderung des Postgesetzes ein Ausbau der
indirekten Presseférderung erfolgen. Damit soll der Bund die Ermassigung fur die
Zustellung der Tages- und Wochenzeitungen von jahrlich CHF 30 Mio. auf CHF 50 Mio.
aufstocken. In Zukunft sollen auch groéssere und Uberregionale Titel in den Genuss
dieser Presseférderung kommen, was der Bundesrat mit dem Vorschlag zur Aufhebung
der Auflagenobergrenze - gemass aktueller Regelung sind nur Tages- und
Wochenzeitungen mit einer Auflage von maximal 40'000 Exemplaren forderberechtigt -
zum Ausdruck brachte. Mit einer Anderung des Bundesgesetzes (ber Radio und
Fernsehen plante der Bundesrat zweitens den Ausbau allgemeiner Massnahmen zur
Férderung der elektronischen Medien. Konkret soll der Bund mit der Gesetzesanderung
Aus- und Weiterbildungsinstitutionen, Nachrichtenagenturen und
Selbstregulierungsorganisationen (z.B. den Presserat) sowie IT-Projekte verstarkt
finanziell unterstitzen kéonnen. Finanziert werden sollen diese Massnahmen aus den
Einnahmen der Radio- und Fernsehabgabe, wobei maximal 2 Prozent des gesamten
Abgabeertrags dafir aufgewendet werden durften. Nicht zuletzt plante der Bundesrat
die Schaffung eines neuen Bundesgesetzes Uber die Foérderung von Online-Medien.
Gemass Vorschlag des Bundesrates sollen Online-Medien jahrlich CHF 30 Mio. aus der
Bundeskasse erhalten, wobei diese Forderung auf 10 Jahre befristet wére. Davon
profitieren durften Nachrichtenanbietende, die sich an den Branchenrichtlinien zur
journalistischen Praxis orientieren und etwa auch das Redaktionelle klar von der
Werbung trennen. Die Hohe der vorgeschlagenen Unterstitzung bemisst sich - in einer
degressiven Ausgestaltung - am Nettoumsatz von Online-Medien, der aus
Publikumseinnahmen generiert wird, sei dies etwa durch Online-Abonnemente,
Einzelabrufgebuhren, freiwillige Beitrage oder durch Spendenfinanzierung, wobei sich -
zur Wahrung der journalistischen Unabhangigkeit - der maximale Unterstitzungsbetrag
pro Person und Jahr auf CHF 1'000 belaufen darf.

Mit seiner Botschaft beantragte der Bundesrat ebenfalls die Abschreibung dreier
parlamentarischer Vorstosse: eines Postulats der KVF-NR mit der Forderung nach
Prifung einer unabhéangigen Aufsichtsbehdrde fir Radio- und Fernsehen sowie zweier
Motionen ebendieser Kommission, die zum einen die Aufhebung der 2-plus-2-Regel
und zum anderen die Umsetzung des «Shared-Content-Modells>» verlangten.

Dass die bundesratliche Vorlage nicht ohne Anpassungen auf Zuspruch stossen wiurde,
zeigte sich bereits kurz darauf in verschiedener Hinsicht. So kritisierte der Verband
Schweizer Medien, dass der Bundesrat die Frihzustellung von Pressetiteln und somit
die Sonntagszeitung in seinen verstarkten Massnahmen zur indirekten Presseférderung
nicht vorsah, da er nur die Zustellung durch die Post bertcksichtigte. In der
ausserordentlichen Session zur Bekampfung des Coronavirus liessen Mitglieder der
WAK-NR  ferner verlauten, dass die Doppelbelastung von Unternehmen in
Arbeitsgemeinschaften bei der Erhebung der Radio- und Fernsehabgabe ebenfalls im
Rahmen des Massnahmenpakets aus der Welt geschafft werden kénnte. Zu gegebenem
Zeitpunkt beschéaftigte sich die KVF-SR mit der Ausarbeitung eines entsprechenden
Entwurfs. Nicht zuletzt sprach sich das Parlament in der ausserordentlichen Session vor
dem Hintergrund der Corona-Krise entgegen der Ansicht des Bundesrates und auf
Anraten der vorberatenden Kommissionen fir Uberbriickungshilfen fiir die Presse und
far die elektronischen Medien aus, die den Umfang der vom Bundesrat vorgeschlagenen
Unterstitzungsmassnahmen stark Ubertrafen. Dies machte deutlich, dass die Legislative
in diesem Bereich grosseren Handlungsbedarf ortete als der Gesamtbundesrat.
Medienberichten zufolge war ein von der UVEK-Vorsteherin Simonetta Sommaruga
geplantes Rettungspaket fir die Medien im Umfang von beinahe CHF 80 Mio. Anfang
April im Bundesrat gescheitert. '

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.23



1) AB NR, 2021, S. 1820 ff.

2) TA, 15.1.22; NZZ,18.1.22; 24H, TA, 19.1.22; TA, 28.1.22; AZ,NZZ, 29.1.22; N7Z, 25.2.22

3) APS-Zeitungsanalyse 2019 - Verkehr und Kommunikation

4) AB SR, 2021, S. 169 ff.

5) AB NR, 2021, S. 2063 ff.

6) AB SR, 2021, S. 270 ff.

7) AB SR, 2020, S.137 ff.; AZ,12.3.20

8) AB SR, 2020, S. 137 ff.

9) AB NR, 2019, S. 843 f.

10) Kommissionsbericht KVF-SR vom 1.7.19 zur Standesinitiative BS; Kommissionsbericht KVF-SR vom 1.7.19 zur
Standesinitiative GE; Kommissionsbericht KVF-SR vom 1.7.19 zur Standesinitiative SO; Medienmitteilung KVF-SR vom 2.7.19
1) AB SR, 2019, S. 634 f.

2) AB NR, 2019, 5. 1716 f.

3) AB NR, 2019, S. 1710

4) AB NR, 2022, S. 536 f.

5) AB SR, 2022, S. 1171 f.

1
1
1
1
1
16) AB NR, 2020, S. 468 f.; BBI, 2020, S. 4485 ff.; LT, NZZ, 30.4.20

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.23



